Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 10. November 2002


Hauptstraße 87 a	Telefon 06207/920426


69483 Wald-Michelbach	Telefax 06207/920427











Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach





Herrn EU-Kommissar	Europäische Kommission


David Byrne	Generaldirektion


Rue de la Loi 200	Herrn Paul Remits, Referatsleiter





B-1049 Bruxelles	B-1049 Bruxelles
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Sehr geehrter Herr Byrne,


sehr geehrter Herr Remits,





Sie erhalten eine Information von Dr. Norbert Schauer. Auch durch diese wird bestätigt, dass die Maßnahmen der deutschen Politiker zur angeblichen Gefahrenpräventation der Bevölkerung betrieben über Hunderassenlisten und der pauschalen Unterstellung - Hund aufgrund Rassezugehörigkeit als unwiderlegbar gefährlich vermutet (wel�cher Schwachsinn!) - mit den damit verbundenen Haltungs-, Zucht- und Einbringungsverboten nicht zulässig ist und EU-Recht gebrochen wird.





Das Verbot bestimmter Hunderassen ist EU-widrig.


Das Verbot bestimmter Hunderassen ist ein Handelshemmnis.


Das Verbot, bestimmte Rassen zu züchten, ist eine verbotene Maßnahme im Sinne von Art. 28 EG-Vertrag.


Steuerliche Maßnahmen für bestimmte Hunderassen können als handelsbeschränkende Maßnahmen angesehen werden. (In Deutschland gibt es seit Juli 2000 bundesweit eine sog. Kampfhunde-Steuer, nicht selten bis um das 20-fache oder mehr erhöht. Diese Maßnahme dient nicht der Sicherheit anderer)





Auch das Ihnen bereits mehrfach bekannt gemachte Einbringungsverbot dieser rassendiskriminierten Hunde nach Deutschland wollen wir nicht unerwähnt lassen. Bei sämtlichen Maßnahmen der deutschen Politiker zu dieser Problematik handelt es sich um politische Fehlentscheidungen, basierend auf völlig frei erfundenen Rassenlisten und dem vorsätzlichen Missbrauch des Begriffs Kampfhund, mit Folgen wie Stigmatisierung, Kriminalisierung, einhergehend mit der Einschränkung der Grundrechte von EU-Bürgern, hier verantwortungsvoller Hundehalter ausländischer Hunderassen, die in anderen EU-Ländern keineswegs als gefährliche Hunde stigmatisiert sind, dies auf Grund von Medienmanipulationen, Amts- und Machtmissbrauch.





Die Ausrottung dieser pauschal als gefährlich erklärten Hunde aufgrund ihrer Rassezguehörigkeit geht weiter - schnell und langsam praktiziert, inzwischen von den Medien totgeschwiegen. Die Verstöße gegen geltendes EU-Recht sind trotzdem offensichtlich. Leider interessiert dies die zuständigen EU-Politiker nicht - oder nicht mehr?





Herr Byrne, die verantwortungsvollen EU-Bürger in Deutschland, die der Manipulation von Politik und Medien nicht hörig sind und sich ein eigenständiges, unabhängiges und von Verantwortung geprägtes Denken und Handeln bewahrt haben, also nicht nur die mehreren hunderttausend betroffenen Hundehalter, sonder sehr viel mehr Menschen, sind von der Stillhaltetaktik der EU-Politiker mehr als enttäuscht. Sie fühlen sich vor allem im Stich gelassen und verraten.	(...)�
		2











Herr Byrne, Sie selbst forderten von den deutschen Politikern den Nachweis der Gefährlichkeit der rassendiskriminierten Hunde. Bis heute haben Sie diesen nicht erhalten. Machten Sie selbst nicht deutschen Politikern, z.B. Schily, gegenüber deutlich, dass die pauschale Verurteilung - Hunde gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit - völlig absurd ist? 





Aber was sind Ihre Forderungen wert, wenn Sie auf deren Erfüllung nicht bestehen? 


Was sind Ihre Aussagen wert, wenn Sie ungehindert und dadurch unterstützend solche Perversitäten - schnelle und langsame Ausrottung Unschuldiger aufgrund bekannter politischer Fehlentscheidungen  - in einem EU-Partnerland geschehen lassen und lieber wegsehen?


Was ist das EU-Recht wert, wenn dies vielfach durch politische Willkürentscheidungen ungestraft gebrochen werden kann?


Was sind die Beschwerdemöglichkeiten für zahlende EU-Bürger wert, wenn diese von den EU-Politikern selbst unter fadenscheinigen Vorwänden abgewürgt werden?





Wann wird endlich Verantwortung, Vernunft, Einhaltung und Durchsetzung des bestehenden Rechts, des Lebensrechts der uns allen anvertrauten Mitgeschöpfe, der Rechte der EU-Bürger Einzug in den Köpfen der Politiker, auch der EU-Politiker, halten können? - Bis jetzt gibt es offenbar nur Schutz und Rechte für politische Willkür und permanenten Machtmissbrauch.





Sie erhalten die Veröffentlichung EU-Recht im Zusammenhang mit der sog. Kampfhundeproblematik und den beispielhaft aufgeführten Verstößen gegen das EU-Recht in der Hoffnung, dass endlich auch durch die Politiker der EU-Kommission ein Umdenken und Umhandeln stattfindet. 





Für uns und viele andere sind die eingereichten Petitionen keineswegs abgeschlossen, auch wenn dies die Politiker der EU lieber so sehen möchten, im Einvernehmen mit den zweifelhaften deutschen vom Rassenwahn und der Ausrottung Unschuldiger besessenen Politikern.





Hochachtungsvoll














Anlage: E-Mail vom 31.10.2002
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Frau Heidemarie Lüth


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


„Die Größe und den moralischen Fortschritt einer Nation kann man daran messen, wie sie die Tiere behandelt.“ - Mahatma Gandhi
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Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





es ist bekannt, dass die politischen Entscheidungsträger nicht Experten bei allen Problematiken sein können, über die sie entscheiden müssen. Dies entbindet die Politiker aber nicht von ihrer Informationspflicht und der Pflicht, auf Expertenstellungnahmen zurückzugreifen. Trotzdem halten die politischen Entscheidungsträger nach wie vor an ihren erwiesenermaßen falschen Entscheidungen starrsinnig fest, um weiterhin unvorstellbares Leid zu provozieren und eine furchtbare Ungerechtigkeit in diesem Land zu praktizieren, die deutliche Parallelen zur schlimmen Vergangenheit der Deutschen aufweist. Rassismus, Stigmatisieren, Kriminalisieren, Einteilen in wertes und unwertes Leben, Ausrottung - schnell und langsam praktiziert, von Politikern und Medien abgeleugnet bzw. totgeschwiegen - dies ist seit Juli 2000 bis heute die ungeheuerliche Wirklichkeit.





In Bezug auf die bisherige und offensichtlich weiter so geplante Handhabung der sog. Kampfhunde-Problematik muss man auch auf zwei weitere Punkte hinweisen:





Breitsamer ist keineswegs ein Experte, sondern ein Erfinder von Ausrottungslisten und ein zweifelhafter Polizeibeamter, der mit dieser erfinderischen Gefälligkeit zum eigenen Vorteil arbeitet, z.B. auch, um in der Vergangenheit Strafmaßnahmen gegen ihn selbst zu umgehen. (So lt. uns vorliegenden Informationen aus zuverlässiger Quelle.)





Es ist bekannt, dass die Politiker über deutliche Wissensdefizite bei den unterschiedlichen zur Entscheidung anstehenden Problematiken verfügen. Sie sind aber nicht bereit, vor Entscheidungsfindung diese auszuräumen. Dabei wird extremer, nie wieder gut zu machender Schaden und Vernichtung vieler Lebewesen, sowohl Menschen als auch Tiere, vorsätzlich und gewollt in Kauf genommen.





Die Politiker kommen ihren Pflichten aus den unterschiedlichsten Gründen nicht nach zum Schaden unzähliger Unschuldiger.





Zur weiteren Unterlegung unserer Petition erhalten Sie folgende Unterlagen:





Protokoll der Anhörung zum Niedersächsischen Gesetz über die Vorsorge vor von Hunden ausgehenden Gefahren am 30.10.2002 - Zuhörermitschrift;
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Stellungnahme der Expertin Dr. D. Feddersen-Petersen an den Präsidenten des Niedersächsischen Landtags zu diesem Gesetzesentwurf;


Veröffentlichung von Dr. Feddersen-Petersen: „Gefahr durch Leinenzwang“;


der Fall „Moc-Rosu“ - auch hier wird die Willkür der politischen Fehlentscheidungen, das Ausgeliefertsein von Hundehaltern der willkürlich rassendiskriminierten Hunde deutlich;


Schreiben von Frau Stück an den Kinderschutzbund, der gerade in Bezug auf diese Problematik eine nicht nur zweifelhafte Rolle, auch in Bezug auf wirkliche Sicherheit für Kinder spielt, sondern öffentlich, wiederholt und ungestraft vorsätzliche Verhetzung betreibt und Aufklärungs- und wirkliche Sicherheitsmaßnahmen verhindern hilft;


„Ich fühle mich diskriminiert“ - Familie lehnt Kampfhund-Klassifikation für Rottweiler ab;


Brief an einen Hundehalter, hier in Bezug auf die durch nichts zu rechtfertigenden steuerlichen Belastungen für Hundehalter und wahre, deutliche Worte zum Amts- und Machtmissbrauch der deutschen Politiker und der von ihnen betriebenen Willkür.





Alle eingereichten Unterlagen, alle uns in noch immenserem Umfang vorliegenden Unterlagen, alle Tatsachen, alle Erfahrungen der willkürlich diskriminierten Hundehalter und ihrer Hunde, sämtliche Experten im In- und Ausland, alle Erfahrungen der Tierheime/Tierschutzvereine, Bundes- und Landestierärztekammern, Bundesverband praktischer Tierärzte, alle nicht der Stimmungsmache oder dem persönlichen Vorteil unterliegenden verantwortungsvollen Menschen bestätigen wieder und wieder:





Es gibt keine Hunde, die aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit gefährlich sind.


Die politischen Entscheidungen in diesem Land, hier in Bezug auf die sog. Kampfhundeproblematik und die angebliche Gefahrenpräventation über Rasselisten betrieben, sind samt und sonders völlig falsch.


Die nach wie vor anhaltenden politischen Fehlentscheidungen dienen dem Amts- und Machtmissbrauch, dienen der Willkür gegen Menschen und Tiere, dienen dem Kassenfüllen, dienen der Ausrottung usw.


Sämtliche bisherigen Maßnahmen, basierend auf den frei erfundenen Rassenlisten, können keinerlei Sicherheit für Menschen und Tiere bieten.





Trotzdem halten die Politiker dieses Landes aus nicht nachvollziehbaren, nicht verständlichen Gründen an ihrem Fehlverhalten fest, enthalten vorsätzlich Menschen und Tieren aufklärende Informationen und Maßnahmen vor, die wirkliche Sicherheit gewährleisten helfen, wenn diese nicht auf der Grundlage basieren: 





Rassismus, also Gefährlichkeit aufgrund Rassezugheörigkeit oder 


Tiere sind ja so bequeme Sündenböcke (vor allem für politische Fehlentscheidungen).





Muss man dies alles nicht als hochgradige Verantwortungslosigkeit bezeichnen?





Zwangsläufig stellt sich die Frage:





Wo bleibt der Sachkundenachweis für Politiker?





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











Anlagen w.o.e.














